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1.0 Anlass der Aufstellung  
 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erfordert. Die Aufstellung eines Bauleitplanes 
ist erforderlich, wenn die gewünschte, dem öffentlichen Interesse dienende, geordnete städ-
tebauliche Entwicklung ohne Planung nicht gewährleistet ist. 
 
Im hier vorliegenden Fall ist ein renommierter und am Standort bereits gut etablierter Lebens-
mittelmarkt (Netto) an die Gemeinde herangetreten, mit dem Wunsch durch Teilabriss die Re-
alisierung dringend erforderlicher moderater Erweiterungs-, aber vornehmlich Sanierungs-
/Modernisierungsabsichten zu verwirklichen. Es soll so der Standort attraktiv und in der Aus-
prägung entsprechend dem Betreiberkonzept der Kette gestaltet werden, um weiterhin eine 
Wirtschaftlichkeit vor Ort zu erhalten. 
 
Der Erhalt einer Lebensmittelfiliale im zentralen Ort der Gemeinde Hünstetten und auch in 
fußläufiger Erreichbarkeit der Seniorenresidenz Haus am Silberberg ist im Rahmen der kom-
munalen Daseinsvorsorge (fasst alle Aufgaben und Leistungen zusammen, die eine Kommune 
erbringt, um ihren EinwohnerInnen die Grundversorgung zu gewährleisten) im starken öffent-
lichen Focus und Interesse.   
 
Der vorgesehenen Erweiterung stehen folgende Festsetzungen des wirksamen Bebauungs-
plan „Am Silberberg VII“ entgegen: 
 
Festsetzung B-Plan  
„Am Silberberg VII“ 

Geplant zur Zielverwirklichung 

GRZ = 0,65 GRZ = 0,8 mit zulässiger Überschreitung bis 0,9 für 
Nebenanlagen (§ 19 Abs. 4 BauNVO) 

Traufhöhe max. = 6,5 m 
Dachform Flach-, Pult und Satteldach 0 – 8 ° 
Verkaufsfläche = 900 m² 

Traufhöhe max. = 4,5 m  
Dachform Satteldach >20° 
Verkaufsfläche = 848,77 m² 
 

 
Die derzeitige Ausweisung sowohl im rechtskräftig zugrunde liegenden Bebauungsplan (SO 
„Lebensmittelmarkt“) mit den zugehörigen Festsetzungen als auch die Darstellung im rechts-
kräftigen Flächennutzungsplan als Sonderbaufläche SO stehen der Zielverwirklichung nicht 
entgegen.  
 
Der Lebensmittelmarkt ist seit Jahrzehnten (90er Jahre) am Standort gut etabliert. Hervorzu-
heben ist, dass der Markt durch die Innerortlage eine sehr gute Nahversorgung für die Bürger 
darstellt und im besonderen Maße auch der eigenständigen Versorgung älterer MitbürgerIn-
nen bzw. BewohnerInnen des Seniorenzentrum „Haus am Silberberg“ dient, da dieses direkt 
angrenzend und in gut fußläufig erreichbarer Entfernung gelegen ist. 
 
Der Standort, mit bester Akzeptanz und Anbindung an das innerörtliche Leben schafft/erhält 
einerseits Arbeitsplätze im Gemeindegebiet und dient andererseits der Versorgung der Bevöl-
kerung mit entsprechender Dienstleistung und Gütern des täglichen Lebens, so dass ein sehr 
hohes öffentliches Interesse dieser Planung zugrunde zu legen ist. 
 
Entsprechende Möglichkeiten für die Andienung und Be- und Entladung von Lieferverkehr ist 
konfliktfrei vorhanden. Räumlichkeiten für Verwaltungstätigkeiten sowie Lagerkapazitäten und 
eine effiziente Logistikorganisation garantieren die Effizienz und Wirtschaftlichkeit am Stand-
ort. 
 
In der öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Hünstetten vom 24.03.2022 
wurde die Aufstellung des Bebauungsplanes „Im Lagersboden 2“ als Bebauungsplan der 
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Innenentwicklung (§ 13 a BauGB) gemäß § 1 Abs. 3 i.V.m. § 2 BauGB beschlossen. 
 
Die Wirtschaftsstruktur im Gemeindegebiet hat sich in den letzten Jahren sehr stark vom produ-
zierenden Gewerbe zum Dienstleistungsbereich entwickelt. 
Die Städtebaupolitik der Gemeinde zielt darauf ab, angesichts des bereits eingeleiteten demo-
graphischen Wandels der Gesellschaft in der Bundesrepublik, durch die Bereitstellung von 
entsprechenden Dienstleistungsangeboten und wo möglich im Innenbereich, die Anfragen 
bzw. Bedürfnisse zu befriedigen.  
Neben der Sicherstellung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung zur Schaffung und zum Er-
halt stabiler Bevölkerungsstrukturen sowie der Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölke-
rung (vgl. §1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB), sollen auch und durch die hier vorgelegte Planung insbe-
sondere, die Belange der Wirtschaft, auch in ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer 
verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung berücksichtigt und gesichert werden (vgl. §1 
Abs. 6 Nr. 8 a BauGB). 
 
Ziel der vorliegenden Planung ist es daher, die künftige Nutzung des Grundstückes sicher zu 
stellen und einer Flächenbrache im Gemeindegebiet aus wirtschaftlichen Gründen entgegen-
zuwirken.  
 
Die vorliegende Planung berücksichtigt daher die Vorgaben des § 1 Absatz 3 BauGB, nach 
denen die Gemeinde Bebauungspläne aufzustellen hat, wenn es für die städtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Gemäß § 1a BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen, bei denen Eingriffe in Natur und 
Landschaft zu erwarten sind, über Vermeidung, Ausgleich und Ersatz von Eingriffsfolgen nach 
den Vorschriften des BauGB zu entscheiden. § 1a BauGB regelt hierbei die Berücksichtigung 
umweltschützender Belange in der Abwägung. 
Gemäß § 13 a Absatz 2 Nr. 4 BauGB gilt jedoch beim zugrunde legen des § 13 a Absatz 1 Satz 
2 Nr. 2 BauGB, dass Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten 
sind als im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 6 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig.   
Die hier vorgelegte Planung berücksichtigt insbesondere die Aussagen des § 1 a Abs. 2 BauGB 
und gewährleistet durch entsprechende Festsetzungen eine nachhaltige städtebauliche Ent-
wicklung im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB. 
 
 
 
2.0 Verfahren  
 
Der Bebauungsplan wurde im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB (Bebauungspläne 
der Innenentwicklung) durchgeführt, da  
- gem. § 13 a Absatz 2 Nr. 3 BauGB „ ... einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Si-

cherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohn-
raum oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der Abwägung in angemesse-
ner Weise Rechnung getragen wird“. 

- die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gebietes nicht beeinträchtigt wird, die Dar-
stellung des Flächennutzungsplans der vorliegenden Planung entspricht. 

- eine Größe der Grundfläche von weniger als 20.000 m² überplant wird. 
- durch sie kein Vorhaben zur Pflicht der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

vorbereitet oder begründet wird. 
- keine Anhaltspunkte bestehen, dass von einer Beeinträchtigung von den in § 1 Absatz 6 

Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgütern auszugehen ist. Aufgrund der bereits 
bestehenden Nutzung mit entsprechendem Störpotential und Versiegelungsanteil, kann 
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davon ausgegangen werden, dass im überplanten Bereich keine besonders zu schützen-
den Arten vorkommen. Ausweichhabitate für Ubiquisten sind ausreichend vorhanden. 

- weiterhin keine Anhaltspunkte bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 
oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

 
Gem. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB wurde von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach 
§ 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen. 
Der betroffenen Öffentlichkeit wurde gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gemäß § 3 Abs. 2 BauGB gegeben (die Planunterlagen liegen in Papierform im 
Rathaus aus und werden im Internet veröffentlicht). 
Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde gemäß § 13 Abs. 
2 Nr. 2 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB gegeben. 
 
Unter Anwendung des § 13 Abs. 3 BauGB wurde im vereinfachten Verfahren von der Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 
2 Satz 4, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusam-
menfassenden Erklärung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 abgesehen; § 4c ist nicht 
anzuwenden. Bei der Beteiligung nach Absatz 2 Nr. 2 ist darauf hinzuweisen, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird. 
 
Hinweis: Bezugnehmend auf § 3 Absatz 2 Satz 1 BauGB 
"Die Entwürfe der Bauleitpläne .........Dauer eines Monats, mindestens jedoch für die Dauer 
von 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes für die Dauer einer angemessenen 
längeren Frist im Internet zu veröffentlichen ....." 
 
Aufgrund der Planungsinhalte und des Umfangs der zu veröffentlichenden Unterlagen ist kein 
Anlass erkennbar die Auslegungsfrist signifikant zu verlängern. Die Frist zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit beträgt dennoch 38 Tage, um den Weihnachtsfeiertagen und dem Jahreswech-
sel Rechnung zu tragen.  
 
Verfahrensablauf: 

Aufstellungsbeschluss 24.03.2022 

Verfahren gem. § 13 Abs. 2 BauGB 27.11.2023 bis 03.01.2024 

Satzungsbeschluss  

 
 
2.1 Kumulation 
 
Gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB darf der Bebauungsplan im beschleunigten Verfah-
ren aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
BauNVO oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von weniger als 20.000 m2. Dabei 
sind die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen 
und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen (Kumulation). 
Somit sind auch die von der Gemeinde Hünstetten bisher bereits im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB aufgestellten Bebauungspläne bzw. Bebauungsplanänderungen, die in 
einem sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der o.g. Bebauungsplanän-
derung stehen könnten, ggf. bei der Beurteilung zu berücksichtigen. 
Es wurden in Wallbach keine Bebauungspläne im zeitlichen und räumlichen Zusammenhang 
im beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
Kumulative Wirkungen sind nicht zu berücksichtigen. 
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3.0 Lage und Abgrenzung des Gebietes 
 
Der Ortsteil Wallbach als zentraler Ort der Gemeinde Hünstetten liegt im Rheingau-Taunus-
Kreis der Planungsregion Südhessen. Durch seine Lage am Nordwestrand des Rhein-Main-
Ballungsgebietes bzw. unmittelbar östlich an der B 417, die Wiesbaden und Limburg verbindet 
und als Haupterschließungsachse der Gemeinde zu sehen ist, ist Hünstetten dem Einzugsge-
biet Wiesbaden zuzuordnen. 
Angrenzende Nutzungen: umseitig: bebaute Ortslage 
aktuelle Nutzung:  bebaute Ortslage  
 
Das Plangebiet umfasst in der Summe incl. vorhandener Erschließung ca. 5.125 m².  
Der Geltungsbereich umfasst folgende Flurstücke in der Gemarkung Wallbach, Flur 24;  
FlStck. Nr. 156/1 (Planfläche) sowie 176/7 tlw. und 129/2 tlw. (Im Lagersboden, öffentliche Ver-
kehrsfläche) 
 
Abb. 1: Luftbild Übersicht, 
ohne Maßstab, Quelle: 
HLNUG, Natureg Viewer  

 
 
 
 
4.0 Übergeordnete Planungen 
 
4.1 Vorgaben des Regionalplanes 
 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung und Landes-
planung anzupassen. 
Der rechtskräftige Regionalplan Südhessen 2010 enthält für die Gemeinde Hünstetten fol-
gende relevante raumpolitische Vorgaben: 
• Zentralität:  Kleinzentrum  
• Strukturraum: Ordnungsraum, dieser ist so zu gestalten, dass die polyzentrale  

Siedlungsstruktur erhalten, die räumlichen Voraussetzungen für ein viel-
fältiges Arbeitsplatzangebot geschaffen, sowie die Wohn- und Umwelt-
bedingungen verbessert werden. 

Das Plangebiet ist dargestellt als:  
• Vorranggebiet Siedlung Bestand. 
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Abb. 2: Auszug aus dem Regionalplan Südhessen 2010 (ohne Maßstab, genordet) 
Auszug aus der Plankarte Legende 
 

 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
4.1 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan FNP und Landschaftsplan 
 
In dem zurzeit rechtskräftigen Flächennutzungsplan ist das zu beplanende Gebiet ausgewie-
sen als: Sonderbaufläche.  
Der Flächennutzungsplan wird für den betroffenen Teilbereich im Wege der Berichtigung gem. 
§ 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB angepasst. Ausgewiesen wird eine Sonderbaufläche mit der Zweck-
bestimmung „großflächiger Einzelhandel“ 
Aus dem Landschaftsplan sind keine relevanten Entwicklungsziele für das Gebiet zu entneh-
men. 
 
Abb. 3: Auszug aus dem 
rechtskräftigen Flächen-
nutzungsplan, genordet 
(o. Maßstab) 

 
 
 
 
5.0 Tabellarische Flächencharakteristik  
 

Bezeichnung Bebauungsplan „Im Lagersboden 2“  

Gemeinde / Gemarkung Hünstetten / Wallbach 

Ausweisungsziel 
Sonstiges Sondergebiet „großflächiger Ein-
zelhandel“ gem. § 11 BauNVO 

Lage Innerörtlich  

Fläche ca. 5.125 m² incl. Erschließung 

Topografie eben 



- 7 - 
 
Begründung zum Bebauungsplan „Im Lagersboden 2“   SATZUNG 
Gemeinde Hünstetten, OT Wallbach  06/24 
 

M:\Zentrale\PROJEKTE\Hünstetten\a Wallbach\Im Lagersboden 2\B-Plan\S\Begründung.docx 

Aktuelle Nutzung Sonstiges Sondergebiet „Einzelhandel“ 

Umgebungsnutzung bebaute Ortslage 

Regionalplan Südhessen 2010 Vorranggebiet Siedlung Bestand  

F-Plan, derzeit rechtskräftig Sonderbaufläche 

Schutzgebiete gem. §§ 23 und 26 BNatSchG nicht betroffen  

Biotope gem. § 30 BNatSchG 2010 nicht betroffen 

Wald nicht betroffen 

Gewässer nicht betroffen 

Gewerbe-Wohngebiete keine Konflikte 

Bauverbots- /Baubeschränkungszonen  eingehalten 

Bergbau nicht gegeben 

Altlasten nicht bekannt 

Erschließung Verkehr vorhanden „Im Lagersboden“ 

 
 
 
6.0 Städtebauliches Konzept 
 

Die Mobilisierung von Flächenreserven bzw. Baulandpotentialen entspricht den Zielen der §§ 
1 und 1a BauGB. 
Aktuelle städtebauliche Situation: 
Auszug aus dem Wiesbadener Kurier vom 29.04.2022: Redaktion: HÜNSTETTEN. 
Da die Supermarktfiliale in Hünstetten-Wallbach nicht mehr dem modernen Konzept des Dis-
counters Netto entspricht, wird das alte Gebäude zurzeit abgerissen und danach durch ein 
neues modernes Gebäude am gleichen Standort ersetzt. Mit dem Bau soll nach dem Abriss 
des alten Hauses in Kürze begonnen werden. Die Eröffnung des neuen Marktes ist derzeit für 
Herbst 2022 geplant. Die neue Filiale soll ein modernes Einkaufserlebnis bieten und an die 
nachhaltigeren Standards angepasst sein. Bei über 5000 Artikeln mit Fokus auf Frische, Qua-
lität und Regionalität, davon über 300 Bio-Artikel und einem größeren Mehrwegsortiment, tra-
gen laut Unternehmen über 340 Netto-Eigenmarkenprodukte das Panda-Logo der Natur-
schutzorganisation „World Wide Fund For Nature“ (WWF)“. 
 
Der in den 1990er Jahren durch RATISBONA erbaute Markt wird nachhaltig neuentwickelt. Zum 
Erhalt wertvoller Baustoffe und zur Vermeidung "grauer" Energie, wird die Rückwand und die 
bestehende Bodenplatte ertüchtigt bzw. erweitert und wird somit weitergenutzt. Darüber hinaus 
wird der Markt in Holzrahmenbauweise errichtet, erhält ein Gründach, eine PV- Anlage und wird 
mittels Luftwärmepumpe beheizt. Moderne E- Ladeinfrastruktur wird den Standort abrunden. 
Neben dem Netto- Markt wird ein moderner Bäcker mit Café entstehen.  
Der Bereich ist so in die Umgebung eingebunden, dass eine harmonische Einfügung in das 
Orts- und Landschaftsbild erreicht wird.  
Lage und vorgesehene Erschließung ermöglichen eine für das Ortsgebiet störungsfreie Abwick-
lung der Betriebe und der damit verbundenen Verkehre.  
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6.1  Entwicklungsziele unter Berücksichtigung der § 1 und § 1(a) BauGB 
 
Das Ziel der Planung ist es, für das vorliegend bereits überplante und bebaute Grundstück 
des „Netto-Lebensmittelmarkt“, welches bereits rechtskräftig als Sonderbaufläche ausgewie-
sen ist, mäßige Erweiterungsmöglichkeiten und eine erforderliche Umgestaltung der baulichen 
Substanz zuzulassen. Vor allem soll durch die Modernisierung die Akzeptanz und damit der 
Erhalt des Discounters und dadurch die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung sicher 
gestellt werden. 
Um hier Flächenbrachen zu vermeiden und innerörtliche Bauflächen mit entsprechender Dis-
position sinnvoll zu nutzen, soll anhand der vorliegenden Planung eine Anpassung an die nun 
erforderlichen Gegebenheiten erfolgen.  
 
Ziel der Festsetzungen ist es, den ursprünglichen planerischen Willen der Gemeinde (Einzel-
handel innerörtlich) zu berücksichtigen, jedoch auch konkrete Erfordernisse städtebaulich an-
hand der vorliegenden Bauleitplanung zu ordnen und zu regeln. Die Neuplanung überschreitet 
nun mit 900 m² VK die Grenze zur Großflächigkeit, nutzt jedoch das gegebene Platzangebot 
zielführend aus, so dass der Standort erhalten werden kann. 
Visuell und auch hinsichtlich des Störgrades passt sich die Planung daher nach Zielverwirkli-
chung nach wie vor in die örtlichen Gegebenheiten ein. 
Gemäß einer Ortsbesichtigung im Februar 2022 und im August 2023 werden im Wesentlichen 
nur ökologisch weniger bedeutende Flächen in Anspruch genommen.  
 
Die hier vorgelegte Fassung der textlichen Festsetzungen orientiert sich an den Festsetzungen 
des zugrunde liegenden Bebauungsplanes und modifiziert diese hinsichtlich heutiger Erkennt-
nisse und Erfordernisse. 
 
Die verkehrliche Anbindung über die innerörtlichen Straßen an die Bundesstraße ist bereits 
vorhanden. Weiterhin dürfen die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs durch den Bebau-
ungsplan nicht negativ beeinflusst werden. Gegen den Straßenbaulastträger von klassifizier-
ten Straßen bestehen auch zukünftig keine Ansprüche auf Durchführung von Schutzmaßnah-
men aufgrund des BlmSchG. 
Die Bauverbotszonenbegrenzung zur Landstraße L3275 wird entsprechend der Stellung-
nahme von Hessen Mobil in einem Abstand von 8,5 m entsprechend dem Bestand eingezeich-
net. 
 
Es ist künftig nicht mit einer -gegenüber der aktuellen Situation- erhöhten Anzahl von PKW-
An- und Abfahrten zu rechnen: 
Der Lieferverkehr wird ebenfalls unverändert bleiben.  
Da der Markt am Standort bereits etabliert ist und die Erweiterung zu wesentlichen Anteilen 
der Modernisierung dient, wird sich die bestehende verkehrliche Situation nicht maßgeblich 
verändern. Der Knoten an der B 417 ist bereits leistungsfähig ausgebaut. 
 
Immissionsschutzrechtliche Konflikte sind aus der vorliegenden Planung nicht abzuleiten. Die 
vorbereitete Nutzung und Bebauung entsprechen diesbezüglich der bisherigen genehmigten 
Nutzung und Bebauung. Die zuständige Immissionsschutzbehörde ist das Regierungspräsi-
dium Darmstadt, Abt. Arbeitsschutz und Umwelt, Lessingstraße 16 – 18, 65189 Wiesbaden.  
 
Eine Entwässerung ist über das vorhandene Kanalnetz im Bereich sichergestellt.  
Die Trassen von vorhandenen Versorgungseinrichtungen wurden im Vorfeld der Planung bei 
den jeweiligen Versorgungsträgern angefordert und sind nachrichtlich in der Planzeichnung 
dargestellt. 
Eine Versickerung des Niederschlagswasser oder eine Einleitung im Trennsystem in ein Ober-
flächengewässer wurde im Rahmen der vorliegenden Planung nicht näher untersucht. 
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Es handelt sich um einen Überplanung zwecks Modernisierung mit marginalen baulichen Er-
weiterungen. Ein Trennsystem innerhalb eines bebauten Bereiches für ein Baugebiet in dieser 
Größe zu etablieren ist unökonomisch. Das Gebiet ist keineswegs wie ein neues Erschließungs-
gebiet einzustufen, da sämtliche Ver- und Entsorgungsanlagen bereits vorhanden sind und auf 
eine Bebauung in der hier vorgesehenen Quantität ausgelegt sind. Eine Änderung im Rahmen 
der vorliegenden Gegebenheiten kann nicht eine Neueinstufung der Entsorgung begründen, 
solange nicht mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird.  
Alle vorhandenen und geplanten Energieversorgungseinrichtungen werden bei der weiteren 
Planung beachtet. Sollte eine Umlegung, Sicherung oder Versetzung der Versorgungseinrich-
tungen erforderlich werden, haben sich die Baufirmen kurzfristig mit dem Energieträger in Ver-
bindung zu setzen. 
Die durch den Geltungsbereich des Bebauungsplanes verlaufenden Versorgungstrassen blei-
ben nach derzeitigem Kenntnisstand in ihrem Bestand erhalten. 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die aus der Planzeich-
nung ersichtlich sind.  
Es kann sich dabei möglicherweise teilweise um mehrzügige Kabelformstein-, Schutzrohr- 
bzw. Erdkabelanlagen handeln. Die unterirdischen Kabelanlagen werden nach Aussage des 
Versorgungsträgers i.d.R. im Ortsbereich in einer Regeltiefe von 0,6 m und außerhalb des 
Ortsbereiches in einer Regeltiefe von 0,8 m verlegt. In Teilbereichen des Geltungsbereiches 
können sich möglicherweise Bleimantelkabel befinden. Sollten im Zuge der Bauarbeiten Tele-
komkabel freigelegt werden, so ist die Telekom sofort zu verständigen damit die erforderlichen 
Prüf- und ggf. notwendigen Austauschmaßnahmen umgehend ergriffen werden können. 
In diesem Zusammenhang wird auf die Kabelschutzanweisung der Telekom verwiesen. 
 
Die Trinkwasserversorgung ist bereits über die gemeindebetriebenen Trinkwasseranlagen si-
chergestellt. 
 
Die Abfallentsorgung ist ebenfalls bereits sichergestellt. Die Verkehrswege sind hinsichtlich 
ihrer Ausbaubreiten für übliche Müllsammelfahrzeuge geeignet. 
Zuständige Wasserbehörde für die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung des Plan-
gebietes ist das Regierungspräsidium als Obere Wasserbehörde. Zuständige Bodenschutzbe-
hörde im Rahmen der Bauleitplanung ist ebenfalls das Regierungspräsidium. 
 
Es handelt sich um eine Änderung im planungsrechtlichen Innenbereich. Die Löschwasserver-
sorgung ist daher ebenfalls bereits abgearbeitet und sichergestellt. 
Alle Modalitäten im Zusammenhang mit dem Belang Brandschutz sind weiterhin im Rahmen 
der Bauanträge und damit verbundenen Genehmigungsplanung zu beleuchten.  
 
Ein Bodenordnungsverfahren wird nicht erforderlich.  
 
Bergbau: Im Plangebiet ist nach derzeit bekannter Aktenlage bisher kein Bergbau umgegan-
gen. Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflächen betroffen. Es befinden sich 
keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im Planbereich und dessen näherer Um-
gebung. Im Plangebiet ist dem Bergamt zufolge bisher kein Bergbau umgegangen. 
 
 
Der Änderungsbereich befindet sich außerhalb ausgewiesener Heilquellenschutzgebiete und 
außerhalb festgesetzter Wasserschutzzonen. 
 
Im Rahmen der Baumaßnahmen ist das Merkblatt "Entsorgung von Bauabfällen" für die ord-
nungsgemäße Abfalleinstufung und Entsorgung von Erdaushub u.a. anfallenden Abfällen zu 
beachten.  
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Eine Überprüfung der Altflächendatei ergab folgenden Altstandort im Bereich des Bauvorha-
bens:  

 
Belastungen oder Verunreinigungen des Bodens sind (bei Fläche Nr.) bisher nicht bekannt. 
Vorhaben auf Grundstücken mit schädlichen Bodenveränderungen bzw. Altstandorten bedür-
fen der vorherigen bodenschutzrechtlichen Zustimmung nach § 11 Abs. 2 HAltBodSchG. Hier-
unter fallen insbesondere Vorhaben, bei denen in den Boden eingegriffen oder die Bodenober-
fläche verändert wird. Ob Schadstoffbelastungen vorliegen, die weiteren Handlungsbedarf im 
Sinne des Bodenschutz- und Altlastenrechts erfordern, entscheidet das Regierungspräsidium 
Darmstadt, Abteilung Umwelt Wiesbaden, als zuständige Bodenschutzbehörde. 
Hinweis:  
Werden bei Eingriffen in den Boden organoleptische Verunreinigungen festgestellt, ist das Re-
gierungspräsidium Darmstadt, Abteilung IV Umwelt Wiesbaden, Dezernat IV/Wi 41.1 Grund-
wasser, Bodenschutz, Kreuzberger Ring 17a/b, 65205 Wiesbaden, zu beteiligen. 
 
Es liegen der Gemeinde keine Verdachtsmomente auf das Vorkommen von Kampfmitteln vor. 
Sollte sich bei Bautätigkeiten ein Verdacht auf ein entsprechendes Vorkommen ergeben, so 
ist der Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen.  
 
Es wird ein Bereich ausgewiesen, der allen Menschen der Bevölkerung gleichermaßen dienen 
kann. Es sind keine Festsetzungen enthalten, die verschiedene Bevölkerungsgruppen bevor-
teilen oder benachteiligen. 
 
 
6.2  Begründung der Festsetzungen 
 
Die hier vorgelegte Fassung der textlichen Festsetzungen orientiert sich an den Festsetzungen 
des zugrunde liegenden Bebauungsplanes und modifiziert diese hinsichtlich heutiger Erkennt-
nisse und Erfordernisse.   
Es wurde ein ursprünglich als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Einzelhandel“ aus-
gewiesener Bereich planerisch zurückgenommen, und nun als Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel“ ausgewiesen, um den vorliegenden Bedarf, 
vor allem der Beseitigung von Sanierungsstaus und der Modernisierung und dem Erhalt der 
Attraktivität des Marktes zu decken und Flächenbrachen zu vermeiden. 
 
 
6.2.1  Art und Maß der baulichen Nutzung 
Durch die Festsetzung wurde bereits ein Bereich entwickelt, der die Ansiedlung von Einzel-
handel induziert. Die vorliegende Planung ändert an der Art der Nutzung per se nichts. Durch 
die nun zulässige Verkaufsfläche wird lediglich die Grenze zur Großflächigkeit geringfügig 
überschritten.  
 
Die Bauweise wird entsprechend der Zielsetzung und des zugrunde liegenden Bebauungspla-
nes nach § 22 Absatz 4 BauNVO als abweichende Bauweise (Gebäudelängen über 50 m sind 
zulässig) festgesetzt, wobei der seitliche Grenzabstand durch die HBO in der jeweils gültigen 
Fassung geregelt wird. 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Baugrenzen eingegrenzt. 
 
Die Ausnutzbarkeit des Grundstückes wird in erster Linie durch die Grundflächenzahl (GRZ) 
definiert. Aber auch über die maximal zulässigen Gebäudehöhen.  
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Der nach der Baunutzungsverordnung angegebene Orientierungswert für die Grundflächen-
zahl wird in dieser Planung entsprechend des angestrebten Planungszieles und im Hinblick 
auf die Standortsicherung eines etablierten Betriebes in Verbindung mit dem Bemühen des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden moderat überschritten und auf GRZ = 0,8 mit zu-
lässiger Überschreitung bis 0,9 festgesetzt.  
Gem. § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wurde hier eine von Satz 2 abweichende Bestimmung 
getroffen, indem von der Einhaltung der sich aus Satz 2 ergebenden Grenzen abgesehen 
wurde. Dies geschah, weil „die Einhaltung der Grenzen zu einer wesentlichen Erschwerung 
der zweckentsprechenden Grundstücksnutzung“ am Standort führen würde.  
Eine Überschreitung der festgesetzten GRZ durch die in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeich-
neten Anlagen ist unzulässig.   
 
Die Festsetzung einer Geschoßflächenzahl wie auch der Geschossigkeit erscheint, folgend 
der Planungsabsicht und der Vorgaben des zugrunde liegenden Planes, als nicht erforderlich. 
 
Die Festsetzung der max. Firsthöhe nimmt hinreichend regulierend auf die Kubatur des Ge-
bäudes Einfluss. 
Die Definition des Höhenbezugspunktes bleibt unverändert. 
 
 
6.2.2  Grünordnung  
Zur inneren Durchgrünung sind grünordnerische Festsetzungen getroffen, die gewährleisten, 
dass entsprechend der zulässigen Nutzung und unter Berücksichtigung der erforderlichen Be-
lange zur Zielverwirklichung in Verbindung mit dem begrenzten Flächenangebot ein Anteil der 
Grundstücksfreiflächen entsprechend gärtnerisch oder naturnah (ohne gärtnerische Nutzung 
oder Pflege) begrünt wird.  
Diese Festsetzungen werden übernommen, bzw. an heutige Erfordernisse und Zielsetzungen 
angepasst. So findet die Festsetzung zur Herrichtung von Gründächern, alternativ Photovoltaik 
neu Eingang in die Planung. Dies wirkt sich nachhaltig begünstigend für Artenschutz und Lo-
kalklima aus und kompensiert den geringfügig höher zulässigen Versiegelungsgrad durch die 
festgesetzte Grundflächenzahl. 
Umfang, Grad und Ausführung der Versiegelung der Freiflächen sowie deren Entwässerung 
bleiben gegenüber dem ursprünglichen Bestand unverändert.  
 
 
6.2.3 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
Gemäß § 91 HBO können die Gemeinden zur Durchführung baugestalterischer Absichten 
durch Satzung besondere Vorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen sowie 
über die gärtnerische Gestaltung der Grundstücksfreiflächen erlassen. 
 
Hier kann durch die Festsetzungen für einen geregelten Dachaufbau und für die Fassaden ein 
Gesamtbild erzeugt und versucht werden, dem Charakter des umgebenden Baugebietes ge-
recht zu werden.  
Die Festsetzungen bzgl. der Gestaltung von Dächern und Fassaden orientieren sich vorlie-
gend am Bild, das sich in der Erwartungshaltung des Betrachters beim Anblick einer Einzel-
handelsgeschäftes innerorts visualisiert. Darüber hinaus sind Festsetzungen getroffen, die ei-
ner ungewünschten Lichtemission entgegen wirken. 
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7.0 Textliche Festsetzungen  
 
Die nachfolgend formulierten Festsetzungen orientieren sich teilweise an den Festsetzungen 
des zugrunde liegenden Bebauungsplanes „Am Silberberg VII“, sowie an den Erfordernissen, 
die im Rahmen der Zielverwirklichung Anlass zur Aufstellung der vorliegenden Planung sind. 
 
A. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Absatz 1 BauGB i. V. m. BauNVO  

 
1. Art, Maß und Weise der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB 

i.V.m. § 16 BauNVO 
 
Nutzungsschablone  
 

Art der bauli-

chen Nutzung 

Maß der baulichen Nutzung Bauweise Zulässige Nutzungen / Nutzungsein-

schränkungen 

§ 1 Abs. 2 

BauNVO 

 

§ 16 BauNVO § 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB i. V. m. § 

22 BauNVO 

§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO 

 § 19 § 20 § 20   

Zulässige Nut-
zungen  

Grundflä-
chenzahl 

GRZ 

Geschoss-
flächenzahl 

GFZ 

Vollge-
schosse 

Z 

  

SO 
Sonstiges Son-

dergebiet  

„Großflächiger 
Einzelhandel“ 

 
§ 11 Abs. 3 

BauNVO 

0,8 

Eine Über-
schreitung 
der festge-
setzten GRZ 
durch die in 
§ 19 Abs. 4 
Satz 1 be-
zeichneten 
Anlagen bis 
zu GRZ = 
0,9 ist zuläs-
sig. 

- I a 

abweichende Bau-
weise 

(Gebäude über 50 
m Länge sind zu-

lässig) 

Zulässig: 
Großflächiger Einzelhandel für Lebensmit-
tel- und Getränkemarkt mit Bäckereifiliale 
einschließlich erforderlicher oder zweck-
dienlicher Nebenanlagen. 
 
Die Obergrenze der zulässigen Verkaufsflä-
che beträgt 900 m². 
 
Es zählen zur Verkaufsfläche:  
• Standflächen für jegliche Art der Wa-

renpräsentation 
• Verkehrsflächen wie Gänge, Treppen, 

Aufzüge etc. 
• Kassenzonen 
• Schaufensterzonen 
• Bereich von Warenpräsentation und -

verkauf im Freien 
Randsortimente dürfen auf max. 5 % der 
zulässigen Verkaufsfläche angeboten wer-
den. 
Zulässig ist ein Backshop mit Bestuhlung 
auf einer Fläche von max. 100 m². Die Be-
stuhlung ist auch innerhalb der Freifläche 
zulässig. 
Die bestuhlte Fläche (Backshop mit Tischen 
und Stühlen) dient dem Verzehr der zuvor 
erworbenen Backwaren und zählt nicht zur 
Verkaufsfläche. 
Es ist eine Wohnung für Betriebsinhaber, 
Personal / Hausmeister zulässig. 
 

 
2. Höhenlage der baulichen Anlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 

BauNVO sowie § 18 Abs. 1 BauNVO 
Die Höchstgrenze der baulichen Anlagen vom festgelegten Bezugspunkt aus, wird wie 
folgt begrenzt: 
 
Maximale Traufhöhe für Flach- und Pultdächer bis 8°  TH max. 6,5 m 
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Definition und Ermittlung von Gesamt- und Firsthöhen 
Als maximal zulässige Traufhöhe TH gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zur 
Schnittlinie der Oberflächen von Außenwand und Dachdeckung. Schornsteine und An-
tennen bleiben hierbei unberücksichtigt. 
Höhenbezugspunkt für die maximale Höhe baulicher Anlagen ist der Schnittpunkt der 
straßenseitigen Außenwand des Gebäudes – in der Mitte der Fassade – mit der Gehweg 
Hinterkante des, dem Baugrundstück vorgelagerten, Straßenabschnitts.   

 
 
3. Überbaubare Grundstücksfläche § 23 BauNVO 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. 
 
 
4. Stellplätze und Garagen § 12 BauNVO, Nebenanlagen § 9 Absatz 1 Nr. 4 BauGB 

i.V.m §§ 12, 14 und 23 BauNVO 
Zufahrten, Einfriedungen, Stützmauern, Stellplätze sind auch in den nicht überbaubaren 
Flächen zulässig. 
Nebenanlagen entsprechend § 14 (1) und § 23 BauNVO sind in den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen zugelassen. Nebenanlagen gemäß § 14 (2) BauNVO sind insge-
samt zulässig. 
Es ist die aktuelle Stellplatzsatzung der Gemeinde anzuhalten. 
 
 

5. Festsetzungen für den Geltungsbereich gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20, 23 und 25a und b 
BauGB  

 
5.1. Umfang und Grad der Versiegelung der nicht durch Gebäude überstellten Grundstücks-

fläche § 9 Absatz 1 Nr. 20 BauGB 
Befestigungen für Grundstückszufahrten und – zuwege sowie für Stellplätze sind, soweit 
dies die Nutzung zulässt oder andere gesetzliche Vorgaben nicht entgegen stehen und 
eine Grundwassergefährdung ausgeschlossen ist, als teilversiegelte Oberflächenbefes-
tigungen (z. B. Fugenpflaster, Rasengittersteine, Rasenziegel o. ä.) vorzusehen oder im 
Bedarfsfall als vollversiegelte Oberflächenbefestigung. 
 

5.2. Nicht versiegelte Grundstücksflächen § 9 Absatz 1 Nr. 25 a BauGB 
Die nicht versiegelten Grundstücksflächen sind gärtnerisch oder naturnah (begrünt ohne 
gärtnerische Nutzung oder Pflege) anzulegen. 
Schotter- und Kiesflächen, sowie weitere Freiflächengestaltungsformen, die weitgehend 
ohne Vegetation auskommen bzw. die mit einer Versiegelung (Folienabdichtung) einher 
gehen, sind nicht zugelassen. 

 
5.3. Pflanzgebote und Pflanzbindungen und Pflanzerhaltung einschließlich Maßnahmen zur 

Entwicklung und Erhaltung § 9 Absatz 1 Nr. 25 a und b BauGB 
a. Es sind für Baumnachpflanzungen, ausgenommen von Obstbäumen, hitzetolerante Ar-

ten aus folgender Liste auszuwählen (Qualität: 2xv, 150 cm): 
Feld-Ahorn Acer campestre 
Schnee-Felsenbirne Amelanchier arborea „Robin Hill“ 
Hainbuche Carpinus betulus 
Kornelkirsche Cornus mas 
Mehlbeere Sorbus aria Magnifica o. Sorbus intermedia Brouwers 

b. Zum Erhalt der Vitalität von Gehölzen sind Pflege- oder Rückschnittmaßnahmen in den 
Sommermonaten (Mai bis September) unter Beachtung des § 39 BNatSchG und § 44 
BNatSchG durchzuführen. Die festgesetzten Gehölze sind dauerhaft zu unterhalten, ab-
gängige Gehölze sind spätestens im darauffolgenden Jahr nachzupflanzen. 
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Baumscheiben dürfen durch Gitter gegen Verdichtung gesichert werden, müssen jedoch 
mind. 5 m² versickerungsfähige Fläche bereitstellen. 
 

5.4 Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft § 9 Absatz 1 Nr. 20 BauGB 

a. Optionale Grundstückseinfriedungen sollen für Kleintiere passierbar bleiben. Durchge-
hende Beton- und Mauersockel sind daher auszuschließen. Stützmauern bleiben hier-
von unberührt. Vorzugsweise sollen transparente Einzäunungen oder Lebendeinfriedun-
gen mit Flurabstand von mind. 15 cm hergestellt werden. 

b. Zukünftig sind für Glasflächen und Fenster im Sinne der Eingriffsminimierung Schutz-
maßnahmen gegen Vogelschlag, hier entspiegelte Gläser mit einem Außenreflexions-
grad von max. 10 Prozent einzusetzen. 

c. Der Boden ist entsprechend der gesetzlichen Vorgaben in getrennten Mieten zu lagern 
und zu schützen (vgl. Lit D Nr. 3). Im Baufeld nicht mehr benötigter Mutterboden ist bei 
Eignung zur Bodenverbesserung im Bereich geeigneter Ackerflächen wieder aufzubrin-
gen. Die Maßnahme hat in Abstimmung mit dem zuständigen Amt für Landwirtschaft zu 
erfolgen.  

 
6. Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB (bauliche oder technische Maßnah-

men in Zusammenhang mit Erneuerbarer Energie oder Kraft-Wärme-Kopplung) 
Die nutzbaren Dachflächen der Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen sind zu mindestens 80 % mit Photovoltaik Modulen zur Nut-
zung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solarmindestfläche). Die 
Installation von Solarthermie darf diesen Prozentsatz um max. ein Viertel schmälern. 
Bei Ausführung eines entsprechenden prozentualen Anteils der Dachfläche (1:1) als ex-
tensiv begrüntes Dach, entfällt die Verpflichtung zur Ausstattung der Solarmindestfläche. 

 
7. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-

des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
 

7.1 Für neu hinzukommende funktionale Außenbeleuchtung sind ausschließlich Leuchtmit-
tel nach neuestem Standard (z. B. LED-Technik) mit einer Farbtemperatur von 1.800 
Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) bis maximal 3.000 Kelvin unter Verwendung vollständig 
gekapselter Leuchten-Gehäuse, die kein Licht vertikal oder horizontal emittieren, zuläs-
sig. Hohe Blauanteile im Lichtspektrum sind unzulässig.  

7.2 Im Rahmen der Bauanträge ist bei Bedarf gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetz-
lich vorgeschriebenen Immissionsgrenzwerte gegenüber der Wohnbebauung eingehal-
ten werden. 

 
 
B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 91 HBO 
 
1. Bauform 
 
1.1  Dächer: 
a) Es sind Flach- Pult- und Satteldächer mit einer Neigung von 0° - 8° zulässig.  
b) Glänzende und lichtreflektierende Dacheindeckungsmaterialien sind unzulässig, Anla-

gen, die einer aktiven oder passiven Nutzung der Sonnenenergie dienen, sollen eben-
falls reflexionsarme Oberflächen nach Stand der Technik aufweisen. 

 
2. Werbeanlagen 

 
a) Werbung an Gebäudefassaden darf 1/3 der jeweiligen Fassadenfläche nicht überschrei-

ten. 
b) Freistehende Werbetafeln dürfen eine Fläche von 10 m² nicht überschreiten. 
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c) Dynamische Leucht-Werbung mit Blink-Wechsel-Beleuchtung ist ausgeschlossen. 
 
 
C. Aufnahme der Inhalte des Hessischen Wassergesetzes (HWG) und des Wasser-

haushaltsgesetzes (WHG) gem. § 37 HWG in Verbindung mit § 56 WHG und Auf-
nahme der Satzungsregelung als Festsetzung in den Bebauungsplan gem. § 9 
Abs. 4 BauGB  

 
Optionale Regenwasserspeicher sind wasserundurchlässig herzustellen. Sie müssen 
über einen Überlauf an das Mischsystem angeschlossen werden. Brauchwassernutzung 
ist unter Einhaltung einschlägiger Vorschriften zulässig.  

 
 
D. Sonstige Vorschriften, Hinweise, Empfehlungen, nachrichtliche Übernahmen  
 
1. Denkmalschutz § 20 - 25 HDSchG 

Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen Boden-
verfärbungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt 
werden. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmal-
pflege, Abteilung Archäologische Denkmalpflege Schloss Biebrich/Ostflügel, 65203 
Wiesbaden, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden; Funde und Fundstel-
len sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer 
Entscheidung zu schützen. 

 
2. Verlegung von Leitungen 

Allgemein: 
Bei der Planung und Durchführung von unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen 
sind zu geplanten Baumstandorten die Mindestabstände und Vorschriften gemäß VDE, 
DVGW-Regelwerk zu beachten. 
Bestehende Versorgungsanlagen sind zu berücksichtigen. Bauunternehmer haben vor 
Beginn der Bauarbeiten die Bestandsunterlagen der verschiedenen Versorgungsträger 
einzuholen. Eigenmächtige Veränderungen an deren Anlagen sind unzulässig. Sollten 
Veränderungen an bestehenden Trassen erforderlich werden, so ist der jeweilige Ver-
sorgungsträger frühzeitig einzubinden.  
Strom, Gas: 
Bei Anpflanzungen im Bereich von Versorgungsleitungen muss der Abstand zwischen 
Baum und Gasrohr bzw. Kabel mind. 2,50 m betragen. Bei geringeren Abständen sind 
zum Schutz von Versorgungsanlagen Wurzelschutzmaßnahmen zu treffen, wobei die 
Unterkante des Wurzelschutzes bis auf die Verlegetiefe der Versorgungsleitungen rei-
chen muss. Bei dieser Schutzmaßnahme kann der Abstand zwischen Schutzrohr und 
Gasrohr bzw. Kabel auf 0,50 m verringert werden. Dies gilt auch für andere, mindestens 
gleichwertig geeignete Schutzmaßnahmen ("Merkblatt über Baumstandorte und unterir-
dische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen, Ausgabe 1989). 
Telekommunikation: 
Hinsichtlich der bei der Ausführung der Bauarbeiten zu beachtenden Vorgaben wird auf 
die Kabelschutzanweisung des Versorgungsträgers verwiesen. Die Kabelschutzanwei-
sung enthält auch eine Erläuterung der in den Lageplänen der Telekom verwendeten 
Zeichen und Abkürzungen. 
Es wird davon ausgegangen, dass Kabel nicht verändert werden müssen. Sollten sich 
in der Planungs- und/oder Bauphase andere Erkenntnisse ergeben, ist der Versor-
gungsträger umgehend zu verständigen. 
Sollten die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom von den 
Baumaßnahmen berührt werden und infolgedessen gesichert, verändert oder verlegt 
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werden müssen, wird die Telekom diese Arbeiten aus vertragsrechtlichen Gründen vom 
Versorgungsträger selbst an den ausführenden Unternehmer vergeben. 
Zur Versorgung des Erschließungsgebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur durch 
die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und au-
ßerhalb des Plangebiets einer Prüfung vorbehalten. 
Die oberirdische Verlegung von Telekommunikationsleitungen mit Masten ist nicht zu-
lässig, um das städtebauliche Bild nicht negativ zu beeinträchtigen. 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer 
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der Telekommunikati-
onslinien der Telekom vorzusehen. 

 
3. Boden / Grundwasser 

Ggf. anfallender Erdaushub soll nach Möglichkeit auf dem Baugrundstück verbleiben. 
Oberboden ist nach § 202 BauGB zu Beginn der Erdarbeiten zu sichern und nach Be-
endigung der Baumaßnahme auf dem Grundstück zur Herstellung von Vegetations-
schichten wieder aufzutragen. 
Idealerweise soll das ausgebaute Bodenmaterial direkt wieder eingebaut werden. Ist 
dies nicht möglich, so müssen geeignete Flächen zur Zwischenlagerung bereitgestellt 
werden.  
Ober- und Unterboden sind grundsätzlich getrennt voneinander zu lagern. Die Boden-
mieten dürfen generell nicht befahren werden und müssen bei einer Lagerung von über 
6 Wochen begrünt werden, um eine Durchlüftung und Entwässerung zu gewährleisten 
und das Bodenmaterial sicher zu stellen. Eine Ansaat schützt darüber hinaus vor Ero-
sion und unterdrückt unkontrollierte Selbstbegrünung (Unkrautsamenpotential).  
Der Wiedereinbau des zwischengelagerten Bodenmaterials wird bei trockener Witterung 
ebenfalls horizontweise entsprechend der ursprünglichen Reihenfolge vorgenommen. 
Die gesetzlichen Vorgaben (Verwertung von Bodenmaterial) und (Bodenarbeiten) sind 
einzuhalten. 
Der Vorsorgepflicht nach § 7 BundesBodenschutzgesetz i.V. mit den §§ 9-12 Bundes-
bodenschutzverordnung ist Rechnung zu tragen. 
Nachfolgend genannte Infoblätter des Hess Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz sind zu beachten: 
Boden - mehr als Baugrund; Bodenschutz für Bauausführende  
Boden - damit ihr Garten funktioniert, Bodenschutz für Häuslebauer 
(jeweils unter: https://umwelt.hessen.de) 
Zum Schutz des Bodengefüges sollen Baueinrichtungsflächen auf befestigten Berei-
chen angelegt werden (Lastenverteilung, Verwendung von Baggermatten). Weiterhin 
sollen wo möglich Baustraßen und Baueinrichtungsflächen bzw. Lagerflächen gezielt 
auf Flächen gelenkt werden, die anschließend baulich genutzt werden sollen (zukünftige 
Wege- oder Gebäudeflächen). 
Die Bauausführung sollte nach Möglichkeit in den trockenen Sommer- und Herbstmo-
naten erfolgen. Mögliche Bauunterbrechungen sollen nach ergiebigen Niederschlägen 
vorgesehen werden. Wo erforderlich, sind Vorsorgemaßnahmen zur Verhinderung von 
Bodenabschwemmung in der Bauphase zu treffen. 
Vom Baustellenbetrieb darf keine Grundwassergefährdung ausgehen. Fahrzeuge und 
Baumaschinen sind gegen Kraftstoff- und Ölverlust zu sichern. 
Von Baumaßnahmen anfallendes Abwasser ist schadlos zu beseitigen. Eine Versicke-
rung desselben ist unzulässig. 
Bei der Unterkellerung ist der Flurabstand des Grundwassers zu berücksichtigen und 
die Bauausführung entsprechend zu planen. 
 
Im Rahmen der Bauausführung sollte ein Baustelleneinrichtungsplan, unter Berücksich-
tigung der wie vor genannten Ausführungen, folgende bodenschützende Komponenten 
enthalten: 
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- Bauzeitenplanung hinsichtlich Witterung und Jahreszeiten. 
- Baubedarfsflächeneinteilung für Baustraßen, Baucontainer, Lagerflächen für Bau-

material und Bodenmieten, etc. 
- Wo möglich Eruierung von Tabuflächen wie spätere Garten- oder Grünflächen und 

Sicherung dieser durch Bauzäune. 
- Herstellung von Baustraßen etc. durch unbedenkliche Materialien und vollständi-

ger Rückbau temporärer Baustraßen mit Lockerung der Böden nach Bauab-
schluss. 

- Sicherungsmaßnahmen gegen wassergefährdende Stoffe. 
 

4. Altlasten 
Wenn bei Eingriffen in den Boden organoleptische Verunreinigungen festgestellt wer-
den, ist das Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung IV Arbeitsschutz und Umwelt 
Wiesbaden, Dezernat IV/Wi 41.1 Grundwasser, Bodenschutz, Lessingstraße 16-18, 
65189 Wiesbaden, zu beteiligen. 
 

5. Kampfmittelräumdienst 
Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein 
kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelräum-
dienst unverzüglich zu verständigen. 

 
 
 

8.0 Flächenbilanz 
 
Planung, ca. Angaben: vgl. auch Flächendisposition Planzeichnung 

 
Gesamtfläche =  5.125 m² 
 
Baufläche  =  3.763 m² 
bebaubar gem. GRZ 0,8  = 3.010 m² 
Freifläche  =   .753 m² 
 
Grünfläche PG  =    .142 m² 
 
Verkehrsfläche  =  1.220 m² 
 

 
 
 
9.0 Eingriffsvermeidung und lokalspezifische Zielsetzungen für eine ökologische und 

gestalterisch verträgliche Planung 
 
Durch die hier in Rede stehende Planung wird keine freie Landschaft in Anspruch genommen, 
welche im Sinne des Biotopverbundes hätte aufgewertet werden können. 
Vielmehr entspringt die Planung den Vorgaben des § 1 Abs. 3 BauGB. 
Grünordnerische Festsetzungen müssen sowohl für private und öffentliche Freiflächen als 
auch für den öffentlichen Straßenraum fallbezogen geprüft werden und müssen der Pflicht zur 
Minimierung der Versiegelung im Sinne des Wasser- und Bodenschutzes gerecht werden.  
Die Reduzierung und Rückhaltung des Oberflächenabflusses müssen mit dem zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten bzw. Festsetzungen betrieben werden.  
Zur Sicherung eines angenehmen Bioklimas ist eine ausreichende Durchlüftung zu gewähr-
leisten, um der Aufheizung von Bausubstanz entgegenzuwirken. 
Der rationelle, sparsame Umgang mit Energie muss sich im Sinne der Lufthygiene in der Pla-
nung ausdrücken. 
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Zur Vermeidung negativer Sichtbeziehungen ist die max. Höhenentwicklung der Baukörper 
begrenzt und eine ausreichende innere und äußere Begrünung des Baugebietes bereits im 
zugrunde liegenden Plan festgelegt. 
 
Unter Minimierung ist allgemein der teilweise Verzicht auf einen Eingriff oder die teilweise Ver-
minderung nachteiliger Wirkungen zu verstehen. 
 
 
9.1 Maßnahmen zur Eingriffsminimierung 
 
Es werden Maßnahmen zur Minimierung der Eingriffe dargestellt, die im Rahmen der Festset-
zungsmöglichkeiten nach § 9 Abs.1 Nr. 20 und § 9 Abs. 1 Nr. 25 und anderen §§ BauGB in 
Verbindung mit der HBO festgesetzt werden können. 
Die zu betrachtenden Eingriffe durch Neuerrichtung von Gebäuden und sonstige baulichen 
Anlagen sind grundsätzlich durch folgende Maßnahmen zu minimieren: 
 
W = Minimierung hinsichtlich des Wasser- und Bodenhaushaltes 
  (Reduzierung des Oberflächenabflusses) 
B = Minimierung hinsichtlich des Arten- und Biotopschutzpotentiales 
L = Minimierung hinsichtlich des Orts-/Landschaftsbildes 
K = Minimierung hinsichtlich des Lokalklimas und der Lufthygiene 
 
W, B, L, K  
• Die versiegelte Fläche ist, jedoch auch unter Berücksichtigung des Grundsatzes zum spar-

samen Umgangs mit Grund und Boden, auf das absolut erforderliche Maß zu begrenzen, 
wobei vorliegend die sinnhafte Ausnutzung innerörtlicher Flächen höher gewichtet wird.  

• Zum Schutz des Bodengefüges sollen Baueinrichtungsflächen auf befestigten Bereichen an-
gelegt werden (Lastenverteilung, Verwendung von Baggermatten). Weiterhin sollen wo mög-
lich Baustraßen und Baueinrichtungsflächen bzw. Lagerflächen gezielt auf Flächen gelenkt 
werden, die anschließend baulich genutzt werden sollen (zukünftige Wege- oder Gebäude-
flächen). 

• Die Bauausführung sollte nach Möglichkeit in den trockenen Sommer- und Herbstmonaten 
erfolgen. Mögliche Bauunterbrechungen sollten nach ergiebigen Niederschlägen vorgesehen 
werden. 

• Ein sachgerechter Umgang mit dem Schutzgut Boden bei unvermeidlichen Bodeneingriffen 
ist festgesetzt. Dabei ist Bodenaushub noch Möglichkeit auf dem Grundstück wieder zu ver-
werten.  

• Anpflanzungsfestsetzungen 
 
W   
• Zur Trinkwassereinsparung, Grundwasserschonung und Reduzierung der Abflussverschär-

fung ist bei neu zu errichtenden Gebäuden das Dachablaufwasser in geeigneten Auffangbe-
hältern/Reservoiren aufzufangen. Die Nutzung als Brauchwasser ist zu empfehlen. 

• Der bei baulichen Maßnahmen anfallende Erdaushub ist im Sinne des Massenausgleiches 
zur Schonung von Deponieraum nach Möglichkeit auf dem betroffenen Grundstück wieder-
einzubauen. Die Vorschriften zur Behandlung des Oberbodens sind dringend zu beachten. 
Ober- und Unterboden ist sachgerecht in getrennten Mieten zu lagern. 

• Vom Baustellenbetrieb darf keine Grundwassergefährdung ausgehen. 
• Fahrzeuge und Baumaschinen sind gegen Kraftstoff- und Ölverlust zu sichern. 
• Von Baumaßnahmen anfallendes Abwasser ist schadlos zu beseitigen, eine Versickerung 

desselben ist unzulässig. 
• Schotter- und Kiesflächen, sowie weitere Garten- oder Freiflächengestaltungsformen, die 

weitgehend ohne Vegetation auskommen bzw. die mit einer Versiegelung (Folienabdichtung) 
einher gehen, sind nicht zugelassen. 
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B, L, K  
• Im Zuge der Bebauung sind Grün- und Freiflächen, wo ausgewiesen, von Anschüttungen, 

Ablagerungen, Verdichtungen und mechanischen Flächen- und Pflanzenschädigungen frei-
zuhalten. 

• Die nicht versiegelten Grundstücksflächen sind entsprechend der Festsetzungen gärtnerisch 
anzulegen bzw. naturnah zu gestalten. 

• Grundstückseinfriedungen sollten derart hergestellt werden, dass sie für Kleintiere (z. B. Igel) 
passierbar sind.  

• Einsatz insektenfreundlicher Straßenbeleuchtung. 
• Optimierte Erschließung unter Berücksichtigung kurzer Wege. 
 
K   
• Zur Minimierung der lufthygienischen Belastung sowie i. S. d. rationellen Umgangs mit Ener-

gie wird empfohlen, emissionsarme und Rohstoff schonende Heizungssysteme zu verwen-
den.  

• Solarenergieanlagen (solarthermische und photovoltaische Anlagen) sowie Gründach sind 
festgesetzt. 

 
 
 
10.0 Umweltbezogene Auswirkungen  
 
Im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB gelten die Vorschriften des § 13 Abs. 2 und 
3 Satz1 entsprechend. Gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 gilt vorliegend, dass Eingriffe, die auf Grund 
der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 
vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig sind. 
Förmliche Umweltprüfungen können bei Anwendung des Verfahrens gem. § 13 BauGB nach 
den Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) entfallen. Dennoch sind die Belange des Um-
weltschutzes nach § 1 Absatz 6 Nr. 7 BauGB grundsätzlich bei einer Planaufstellung zu be-
rücksichtigen.  
 
Die Umgebung des Plangebietes ist bereits bebaut. Die vorliegende Planung ändert einen be-
reits bauleitplanerisch abgedeckten Bereich.  
In Anspruch genommen wird ein Bereich ohne besonders hervorzuhebende Habitat Qualitä-
ten. Die Erschließung ist vollumfänglich vorhanden. 
Zur inneren und äußeren Durchgrünung wurden unter Berücksichtigung der angestrebten 
Nachverdichtung entsprechende Festsetzungen getroffen.  
Nach interner Prüfung wird auf die Festsetzung einer extensiven Fassadenbegrünung verzich-
tet. Die Einbindung in die Landschaft, bzw. das Ortsgefüge erfolgt aus Sicht der Gemeinde be-
reits hinreichend.  
Darüber hinaus ist festzuhalten, dass im Rahmen der planerischen Abwägung zwar das Integ-
ritätsinteresse von Natur und Landschaft ebenso einzustellen ist, wie die übrigen, mit der Pla-
nung verfolgten städtebaulichen Ziele, mit der Ausrichtung eine Vereinbarkeit durch Vermei-
dungs- und Ausgleichsmaßnahmen, orientiert am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, herzu-
stellen. Eine moderate Dachbegrünung bzw. Nutzung von Sonnenenergie erscheint jedoch, v.a. 
auch hinsichtlich des Status einer Klimakommune als vertretbar und wird hier im Sinne der 
Gleichbehandlung zu bereits erfolgten neueren Verfahren als angemessen betrachtet. 
 
Exkurs: Das Bundesverwaltungsgericht verbindet mit seiner Rechtsprechung die Forderung, 
dass keine unverhältnismäßigen Opfer planerisch durch vorgeschlagene Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen oder Festsetzungen mit Beschränkungen für Eigentümer (z.B. ver-
pflichtende Fassaden- und Dachbegrünung) abzuverlangen sind.  
BVerwG 31.1.1997 - 4 NB 27.96; BVerwGE 104, 68; BVerwG 7.11.2007 - BN 45.07, NVwZ 
2008,216. 
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Für die Planung wird eine, als Sonderbaufläche „Einzelhandel“ festgesetzte, bisher auch so 
genutzte Fläche in Anspruch genommen. 
Es ist aufgrund der Lage und der bereits umgebenden Bautätigkeiten kein Vorkommen von 
geschützten Lebensräumen oder Arten anzunehmen. Die Habitat Eigenschaft der Planfläche 
und die biologische Vielfalt sind als mäßig bzw. unterdurchschnittlich einzustufen.  
Es ist nicht davon auszugehen, dass die Fläche überdurchschnittlich Käfern, Milben, Spinnen-
tieren und Heuschrecken Lebensraum bietet. 
Ein Vorkommen artenschutzrechtlich zu betrachtender Säugetiere oder Vögel kann aufgrund 
der örtlichen Situation und der bereits erfolgten urbanen Nutzung ausgeschlossen werden. 
Entsprechende Habitat Strukturen sind darüber hinaus hier, im ländlichen dörflichen Umfeld 
gut repräsentiert und bieten so geeignete Lebensräume. 
 
Als Funktion des Schutzgutes Landschaftsbild und Erholung werden allgemein die Naturerfah-
rungs- und Erlebnisfunktion, die Erholungsfunktion sowie Informations- und Dokumentations-
funktion unterschieden. Die sinnliche Wahrnehmung des Landschafts-/Ortsbildausschnittes, 
insbesondere der visuelle Eindruck werden durch die vorliegende Planung nicht verändert. Der 
Betrachter erwartet hier auch künftig die bereits etablierten Nutzungen vorzufinden. Darüber 
hinaus kann der Fläche keine Informations- oder Dokumentationsfunktion bescheinigt werden. 
Eine Erlebnisfunktion besteht nicht. 
 
Von der Planung sind keine Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete betroffen. 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand finden sich im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets keine 
Kulturdenkmäler im Sinne von § 2 Absatz 2 HDSchG (Bodendenkmäler).  
Die Hinweise zum Denkmalschutz sind bei Bauarbeiten zu beachten. 
 
Als Kaltluftentstehungsgebiet kann die betroffene Fläche nicht angesehen werden, da die Aus-
stattung der Fläche dies nicht induziert.  
Der Kaltluftabfluss im Bereich wird nicht weiter beeinträchtigt, da hier per se keine Veränderung 
der Bestandssituation vorbereitet wird.  
 
Die Planung bezieht sich, v.a. auf, durch die vorangegangenen Bau- und Erschließungsmaß-
nahmen, stark veränderten und verdichteten Boden, so dass hier von einer nachhaltigen Be-
einträchtigung des Schutzgutes Boden nicht ausgegangen werden kann. Dennoch stellt das 
Plangebiet ursprünglich einen Standort für Vegetation dar. Im Rahmen der Verfahren des zu-
grunde liegenden Bebauungsplanes ist dieser Belang jedoch bereits entsprechend berücksich-
tigt. Das geoportal Hessen, hier der Bodenviewer stellt für das Grundstück einen „Weiss-Be-
reich“ dar. D.h. es wurde keine Bewertung vorgenommen, da der Bereich der Siedlungsfläche 
zugeordnet wird. 
Die Bodenfunktionen „Produktionsfaktor und -grundlage für die Landwirtschaft" ist für die über-
plante Fläche nicht mehr vorhanden, „natürliche Bodenfruchtbarkeit" muss aufgrund des anth-
ropogenen Einflusses als gestört gelten. 
Die Bodenfunktion im Wasserhaushalt kann nur übernommen werden, wenn keine Verdich-
tung oder Versiegelung vorliegt und die Fläche tiefgründig durchwurzelbar ist und mit einem 
Bewuchs einer dichten Vegetation vorhanden ist. 
Bezüglich der Bodenfunktion Filter und Puffer von Schadstoffen kann aufgrund der einfließen-
den Faktoren angenommen werden, dass im engeren Eingriffsgebiet keine bis eher geringe 
Leistungsfähigkeit besteht. 
Die Bodenfunktion „Lebensraum für Pflanzen" ist nur marginal in Teilbereichen vorhanden. 
Es liegt nach derzeitigem Kenntnisstand keine Archiv- oder Dokumentationsfunktion der vor-
handenen Böden vor. 
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Auswirkung für das Schutzgut Boden: 
Es werden gegenüber der zugrunde liegenden Planung keine zusätzliche Versiegelungen vor-
bereitet. Baubedingt kann von einer, gegenüber dem Istzustand sich verstärkenden Bodenver-
dichtung im Bereich nicht ausgegangen werden. Es handelt sich nach heutigem Kenntnisstand 
um Böden mit einem signifikant eingeschränkten Erfüllungsgrad. 
 
Oberflächengewässer deren gesetzlicher Gewässerrandstreifen sowie amtlich festgestellte 
Überschwemmungsgebiete sind nicht betroffen.  
Von einer zusätzlichen Beeinträchtigung des Grundwassers kann durch die vorbereitete Maß-
nahme nicht ausgegangen werden. Es handelt sich um eine ausgewiesene und bereits versie-
gelte Baufläche. 
Es ist nicht mit Gründungstiefen zu rechnen, die den Grundwasserleiter oder das Grundwasser 
beeinträchtigen könnten.  
 
Auswirkung für das Schutzgut Wasser: 
Es werden keine Eingriffe vorbereitet, die sich nach heutigem Kenntnisstand additiv auf eine 
Verschlechterung des Status Quo auswirken könnten.  
 
Der Gemeinde Hünstetten liegen keine Anhaltspunkte für ein vorhandenes Vorkommen von 
Altflächen (Altablagerungen und Altstandorte) sowie sonstigen Flächen mit schädlichen Bo-
denveränderungen vor. 
 
Abfallentsorgungsanlagen / Deponien im Sinne von § 35 Absatz 1, 2 Kreislaufwirtschaftsge-
setz -KrWG- sind nicht betroffen. 
 
Immissionsschutzrechtlich sind nach aktuellem Kenntnisstand keine Konflikte zu erwarten. Es 
handelt sich vorliegend um eine Planung zur Modernisierung und geringgradigen Erweiterung 
eines bestehenden Einzelhandelsbetriebes. 
 
Insofern ist, aufgrund der relativ konfliktfreien Nutzung, nicht von erheblichen negativen Aus-
wirkungen auf die umweltbezogenen Schutzgüter auszugehen.  
 
Auf eine weitere Kompensation wird daher verzichtet. 
 
 
aufgestellt:       Weinbach, den 10. Juni 2024 
 

SLE Schönherr 
Fichtenhof 
35796 Weinbach 
 
 
Heike Kopf 
(Dipl.-Ing.) 
 
 
 

Anhang:  Literatur- und Quellenangaben 
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